
www.caritas-sozialwerk.de

Jahresbericht 2020
Beratungsstelle für Arbeitsmigranten

Mit Herz und Hand an Ihrer Seite



Inhaltsverzeichnis 
Jahresbericht 2020

Grußwort 
Heribert Mählmann, Vorstandsvorsitzender Caritas-Sozialwerk. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 4

Grußwort der Kostenträger
Landkreis Cloppenburg, Landkreis Vechta und  
Bischöflich Münstersches Offizialat . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 5

Hintergrund 
Aufgaben und Ziele der Beratungsstelle für Arbeitsmigranten. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 6
Zahlen, Daten und Fakten. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 8

Aktuelle Fälle 
Die Beratungsstelle im Landkreis Vechta . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 12 
Konkrete Beratungsfälle aus dem Landkreis Vechta. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 13 
Diskussionspapier: Vorschläge zur Verbesserung der Beschäftigungs-  
und Lebensverhältnisse von Arbeitsmigranten. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 16 
Die Beratungsstelle im Landkreis Cloppenburg. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 20 
Konkrete Beratungsfälle aus dem Landkreis Cloppenburg. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 22

Stellungnahme zur Gesetzesinitiative. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 24

Zur Person: Elisabeth Vodde-Börgerding. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 25

Hilfsfonds für Arbeitsmigranten. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 25

Pressespiegel . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 26

Impressum. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 63

Für eine bessere Lesbarkeit verwenden wir im Heft das generische Maskulinum und  
sprechen damit alle Geschlechter an.



Heribert Mählmann  
Vorstandsvorsitzender Caritas-Sozialwerk 
„Zum Wohl unserer Region empfehlen wir die langfristige Fortführung 
unserer Beratungstätigkeit.“

Grußwort der Kostenträger
„Unser Dank gilt allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern“

Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,

die Corona-Pandemie hat im Jahr 2020 die vielfältigen Notlagen von Arbeits-
migrantinnen und -migranten in Deutschland in den Fokus der breiten Öffent-
lichkeit gerückt: Notlagen wie rechtswidrige Kündigungen, falsch berechnete 
Löhne, unterschlagene Stunden bei gefälschten Arbeitszeitaufzeichnungen, 
keine Lohnfortzahlung im Krankheitsfall oder auch ungerechte Lohnabzüge für 
unwürdige Unterkünfte. 

Der Aufschrei angesichts dieser vielerorts desaströsen Zustände war groß. Für 
uns waren und sind sie gleichwohl nicht neu, begegnen sie den Kolleginnen 
und Kollegen in unserer Beratungsstelle für Arbeitsmigranten beim Caritas-So-
zialwerk St. Elisabeth seit der Übernahme des Mandats im Jahr 2018 nahezu 
täglich.

Die Politik reagierte und forderte, die rechtlichen Rahmenbedingungen zu ver-
ändern. Ende Juli 2020 legte das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
einen Entwurf eines Arbeitsschutzkontrollgesetzes vor, das nun zum 1. Januar 
2021 in Kraft getreten ist und auf eine Verbesserung der Situation hoffen lässt. 
Seither ist es um das Thema wieder ruhig geworden.

Was nicht bedeutete, dass die Kolleginnen und Kollegen unserer Beratungs-
stellen in Lohne, Damme und Cloppenburg fortan weniger zu tun gehabt hätten. 
Das Gegenteil war und ist der Fall: Im Vergleich zum Jahr 2019 verzeichneten 
wir eine nochmals gestiegene Nachfrage nach unserem Beratungsangebot. 
Trotz Corona kamen Hilfesuchende regelmäßig persönlich zu Gesprächen und 
Terminen, auch um Sprachbarrieren überwinden zu können. Wir ergänzten das 
Angebot zusätzlich um eine Telefon- und Onlineberatung.

Wie Sie den Resultaten und Befunden in dem vorliegenden Jahresbericht ent-
nehmen können, stellen wir unter anderem fest, dass längst nicht mehr nur 
Werkvertragsarbeiter unsere Unterstützung benötigen. Es kommen Arbeitsmig-
rantinnen und -migranten aus der Fleisch-, Zerlegungs-, Reinigungs-, Logistik- 
und Agrarbranche zu uns. Und sie bringen ihre Familien mit! Mit der Folge, dass 
die Problemlagen, mit denen wir uns beschäftigen, inzwischen oftmals weit 
über die Rechtsberatung hinausgehen. So begleiten wir die Familien im Zuge 
unserer Netzwerke vermehrt auch in sozialen Fragen wie etwa der Betreuung 
der Kinder in Kitas und Schulen. Im Übrigen kostenfrei, mit muttersprachlicher 
Unterstützung und regional verortet. 

Die Zuwanderung von Arbeitskräften vor allem im Niedriglohnsektor, ist und 
bleibt ein Faktor in der Region Oldenburger Münsterland und damit eine dauer-
hafte Aufgabe. Mithin bleibt das System, mit all seinen Problematiken und den 
Bedarfen an Beratung und Hilfe. Es sind dicke Bretter zu bohren, deshalb emp-
fehlen wir die langfristige Fortsetzung der Beratungsarbeit – zum Wohl unserer 
Region!

Wir wünschen Ihnen eine aufmerksame Lektüre des Jahresberichtes unserer 
Beratungsstelle.

Heribert Mählmann, Vorstandsvorsitzender  
Caritas-Sozialwerk

Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

viel erreicht und noch viel zu tun – so könnte man die Arbeit der Beratungsstelle für Arbeitsmig-
ranten im Oldenburger Münsterland zusammenfassen. Auf der einen Seite können wir spürbare 
Fortschritte beobachten, beispielsweise bei der Übernahme von Beschäftigten in Stammbe-
legschaften oder bei der Auswahl von zuverlässigen Subunternehmen. Auf der anderen Seite 
kommt es leider noch viel zu häufig vor, dass mobilen Beschäftigten ihre Rechte verwehrt 
bleiben. Die Nachfrage in der Beratungsstelle steigt daher sogar, wie die Zahlen dieses Jah-
resberichts zeigen.

Dabei müsste noch nicht einmal die christliche Soziallehre oder der gesellschaftspolitische 
Grundkonsens bemüht werden, um das Selbstverständliche klar zu machen: Jeder Beschäfti-
ge hat ein Anrecht auf menschenwürdige Arbeits- und Lebensbedingungen – unabhängig von 
Herkunft, Nationalität und Kultur. 

Damit das in unserer Region gelingt, haben das Bischöflich Münstersche Offizialat und die 
Landkreise Cloppenburg und Vechta mit der Einrichtung der Beratungsstelle in 2018 Verant-
wortung übernommen. Seither steht das Team in Trägerschaft des Caritas-Sozialwerks St. 
Elisabeth (CSW) Arbeitsmigrantinnen- und migranten in prekären Wohn- und Arbeitsverhält-
nissen zur Seite.

Unser Dank gilt allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Beratungsstelle, die sowohl im 
rechtlichen als auch im sozialen Bereich ausgezeichnete Arbeit machen. Der niedrigschwellige 
und kostenfreie Ansatz mit muttersprachlicher Unterstützung hat sich genauso bewährt wie 
das Zusammenspiel kommunaler, kirchlicher und caritativer Anlaufstellen.

Das Ziel, menschenwürdige Arbeits- und Lebensbedingungen für alle zu schaffen, bleibt hoch-
aktuell. Das Bischöflich Münstersche Offizialat und die Landkreise Cloppenburg und Vechta 
werden auch in Zukunft Verantwortung für diese Aufgabe übernehmen.
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Johann Wimberg	 Herbert Winkel	 Dr. Gerhard Tepe
Landrat des Landkreises Cloppenburg	 Landrat des Landkreises Vechta	 Bischöflich Münstersches Offizialat
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Die Beratungsstelle für Arbeitsmigranten
Aufgaben und Ziele 

Die Anlaufstelle für Arbeitsmigranten im Olden-
burger Münsterland in der Trägerschaft des Ca-
ritas-Sozialwerkes St. Elisabeth mit Sitz in Lohne 
trägt dazu bei, menschenwürdige Arbeits- und 
Lebensbedingungen für mobile Beschäftigte zu 
entwickeln und festzuschreiben. Projektpartner 
und Kostenträger sind die Landkreise Vechta und 
Cloppenburg, der Landes-Caritasverband für Ol-
denburg (LCV) sowie das Bischöflich Münstersche 
Offizialat (BMO) in Vechta. Das Konzept der Bera-
tungsstelle war 2017 unter Federführung von Diet-
mar Fangmann, Fachberater Migration und Integ-
ration beim LCV, entstanden.

Die als „Hilfe zur Selbsthilfe“ angelegte Beratung 
erfolgt parteilich, unabhängig, muttersprachlich so-
wie orts- und zeitnah. Sie unterstützt die Betroffe-
nen bei der Wahrnehmung der eigenen Arbeitneh-
merrechte. Die Beratungsstelle soll insbesondere 
Arbeitsmigranten in prekären Beschäftigungs- und 
Wohnbedingungen niedrigschwellig über das gel-
tende Arbeitsrecht sowie über das in der Region 
geltende Wirtschafts- und Sozialsystem informie-
ren und sie bei konkreten Problematiken und Fra-
gestellungen beraten und begleiten. So dient die 
Anlaufstelle der Integration und Ermündigung mo-
biler Beschäftigter. 

Das Angebot steht allen Menschen – unabhängig 
von Geschlecht, Konfession und Nationalität – seit 
2018 zur Verfügung und ist auf drei Jahre (bis ein-
schließlich 2020) befristet. 

Die Arbeit der Beratungsstelle wird fortlaufend 
dokumentiert und regelmäßig den Kostenträgern 
vorgestellt. „Das Ziel des Angebotes ist es, die tat-
sächliche Situation mobiler Beschäftigter abzubil-
den, frühzeitig auf Missstände hinzuweisen und für 
die Betroffenen zeitnah Verbesserungen ihrer Si-
tuationen zu erreichen“, sagt Heribert Mählmann. 
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Für viele mobile Beschäftigte ist die Kontaktauf-
nahme mit großen Hürden verbunden. Die Spra-
che ist dabei nur ein Aspekt. Einige befürchten 
Repressalien, andere wissen schlicht nicht um die 
Möglichkeiten, die eine Beratung bieten kann. Die 
Beschäftigten der Beratungsstelle, deren Arbeit in 
enger Abstimmung mit dem Caritas-Sozialwerk er-
folgt, bauen in einem ersten Kennenlerngespräch 
zunächst Vertrauen zu den Arbeitsmigranten auf 
und klären die Bedürfnisse, Probleme und Frage-
stellungen der Hilfesuchenden. Hierfür stellt das 
CSW auch Sprachmittler zur Verfügung. In einem 
weitergehenden Schritt zeigen die Berater effekti-
ve Hilfsmöglichkeiten auf. Bei komplexen Proble-
matiken leiten sie die Arbeiter an entsprechende 
Fachdienste weiter und begleiten sie bei Bedarf 
auch dorthin. Die Leistungen der Mitarbeiter sind 
ausschließlich beratender Natur und für die Betrof-
fenen unentgeltlich. 

Mit Herz und Hand in:

Beratungsstelle Lohne
Josef Kleier 
Von-Stauffenberg-Str. 14, 49393 Lohne
Tel.: 04442 9341-0
kleier@caritas-sozialwerk.de

Beratungsstelle Cloppenburg
Marcella Bohlke 
Belal Elsayed 
Eschstr. 8, 49661 Cloppenburg
Tel.: 04471 7045-0
m.bohlke@caritas-sozialwerk.de
elsayed@caritas-sozialwerk.de

Beratungsstelle Damme
Elisabeth Vodde-Börgerding
Kirchplatz 18, 49401 Damme
Tel.: 05491 905555-10
vodde-boergerding@caritas-sozialwerk.de

Beratungsstelle Friesoythe
Barßeler Str. 24, 46169 Friesoythe
Tel.: 04491 7887-0

E-Mail:  
werkvertragsarbeit@caritas-sozialwerk.de

Das Angebot 
steht allen 
zur Verfügung

Berater Josef Kleier mit rumänischen Werkvertragsarbeitern in Steinfeld Informationsveranstaltung des Runden Tisches im Lohner Industriemuseum



318 	Beratungsfälle*
davon	

	 ■ Herkunftsland
		 113	 Rumänien	
		  58	 Syrien	
		  48	 Bulgarien	
		  20	 Afghanistan	
		  18	 Polen
		  13	 Irak 	
	 	 48	 Sonstige Staaten	

	 ■ Branche
		  79	 Schlachthof	
		  49	 Reinigung	
		  28	 Logistik	
		  23	 Saison/Landwirtschaft	
		  13	 Baugewerbe	
		  6	 Gastronomie	
		 120	 Sonstige

	 ■ Fallstatus
		 289	 abgeschlossen	
		  29	 aktuell	

	 ■ Familienstand
	 140 	 verheiratet
		 109	 ledig
		  9	 in Partnerschaft lebend
		  6	 geschieden
		  54	 keine Angabe

* mit einer Vielzahl Beratungsgesprächen

	 	■ Art der Anstellung
		 138	 Direkte Anstellung	
		 113	 Arbeitnehmerüberlassung	
		  17	 Werkverträge	
		  50	 keine Angabe	

		 ■ Unterkunft
		 245	 Mietwohnung
		  38	 Werksunterkunft
		  12	 Wohnheim
		  3	 Eigentum
		  20	 keine Angabe

	 ■ Familie vor Ort	
		 174	 Familie vor Ort	
		  92	 Familie in der Heimat	
		  52	 keine Angabe	

	 ■ Status nach Beendigung
		  40	 Arbeit in der gleichen Firma
		  37	 Arbeitsstellenwechsel	
		  32	 Rückkehr ins Heimatland	
		  31	 Arbeitslosigkeit
	 104		 Aktuell	
		  74	 keine Rückmeldungen	

Die Entwicklung der Region Oldenburger Münsterland ist eng mit dem Einsatz ausländischer Arbeit-
nehmer verbunden und aktuell ohne sie nicht darstellbar.
Im Zeitraum 01.01.2020 bis 31.12.2020 hat die Beratungsstelle für Arbeitsmigranten 318 Menschen mit 
ihren unterschiedlichen Anliegen unterstützt. 289 Fälle konnten in diesem Zeitraum abgeschlossen 
werden. 

Die Beratungsstelle für Arbeitsmigranten
Zahlen, Daten, Fakten
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Stand: 31. Dezember 2020

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte im Oldenburger Münsterland
Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Stand: September 2020
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Familie vor Ort

Josef Kleier, Marcella Bohlke, Elisabeth Vodde-Börgerding, Belal Elsayed
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Das zentrale Problem für Menschen mit Migrati-
onshintergrund: die Sprache. Aufgrund fehlender 
oder mangelhafter Verständigung, aufgrund der 
Sprachbarriere können die wichtigsten Schritte 
nicht eingeleitet werden. Somit kommt es gar nicht 
erst zu einer notwendigen Aussprache und einem 
Informationsaustausch.

Darüber hinaus gibt es keine oder nur sehr geringe 
Informationen bezüglich der gesetzlichen Regelun-
gen in Deutschland. So haben die Arbeitsmigranten 
bereits zu Beginn einige Hürden und Schwierigkei-
ten auf sich zu nehmen, wenn sie in Deutschland 
sind und arbeiten.

Dazu gehören in erster Linie mangelhafte oder 
fehlende Deutschkenntnisse. Wenn keine Kom-
munikation stattfinden kann, resultieren daraus 
Probleme. Ebenso problematisch sind auch die 
Erwartungen, die die Arbeitsmigranten mit nach 
Deutschland bringen. Das mangelnde Wissen über 
den deutschen Rechtsstaat und dessen Gesetze 
und Regelungen stellen für sie plötzliche und uner-
wartete Hindernisse dar. 

Arbeitgeber missbrauchen häufig die Unkenntnis 
der Arbeitsmigranten. Dies wiederum erzeugt einen 
Vertrauensbruch. Die Migranten erwarten nicht, 
dass einige Arbeitgeber das Gehalt nicht oder nur 
unvollständig auszahlen. Ebenso arbeiten sie unter 
schweren und unangenehmen Bedingungen, meist 
weit über acht Stunden am Tag.

Dies alles, weil sie über die Rechte, die Arbeiter-
nehmer haben, nicht informiert sind. Darunter fallen 
zum Beispiel gesetzliche Zuschläge für Sonn- und 
Feiertagsarbeit, für Arbeiten in Kälte oder Wärme 
oder auch Nacht- oder Verschmutzungszuschläge.

Letztlich erleiden die Arbeitsmigranten somit einen 
Kulturschock.	

	

Belal Elsayed
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Herausforderungen von Migranten - aus Sicht 
eines Migranten
Sprachprobleme, fehlende Kommunikation, Vertrauensbruch

Die Situation: drei Klienten mit aufgehobenem Arbeitsvertrag oder sogar Kündigung (damit verbunden: 
Verlust der Unterkunft). Die Kommune wollte sie nicht als Obdachlose unterbringen. Die Begründung 
(sinngemäße Wiedergabe): Das sei nicht das Problem der Kommune, sondern ein politisches, welches 
seit den 50ziger Jahre bestehe. Diese Menschen seien nicht als Obdachlose zu betrachten, sondern als 
Gastarbeiter. Wenn sie aber nicht arbeiten und ihren eigenen Lebensunterhalt nicht sichern bzw. sich 
nicht selbst helfen können, dann müssten sie halt zurück ins Herkunftsland reisen. An diesem Fall ist gut 
erkennbar, wie mit Arbeitsmigranten umgegangen wird - wenn man sie nicht mehr braucht - und welche 
humanitäre Unterstützung in solchen Fällen nötig ist. 

In unserer Beratungsstätigkeit ist es sehr wichtig, auch die kulturellen Hintergründe unserer Klienten zu 
berücksichtigen. Da ist großes Einfühlungsvermögen gefragt. Nicht selten kommen unsere Klienten aus 
Ländern, in denen Korruption sowie prekäre Beschäftigungs- und Wohnbedingungen auf der Tagesord-
nung stehen. Wenn diese Menschen nun nach Deutschland kommen, wünschen sie sich natürlich dies-
bezüglich Verbesserungen. Ist dies nicht der Fall und sind die Bedingungen ähnlich ausbeuterisch, dann 
sind sie zunächst enttäuscht – nehmen die Situation dann aber oftmals hin und wehren sich nicht, da 
sie ja eine solche Behandlung aus ihren Heimatländern kennen. Erschwerend kommt hinzu, dass einige 
unserer Klienten Analphabeten sind und der deutschen Sprache nicht mächtig. Zudem haben sie keine 
Kenntnis über das deutsche Rechtssystem. Hier durchzudringen, die kulturellen Besonderheiten zu be-
rücksichtigen und Vertrauen zu schaffen, das ist unsere Aufgabe.

Im Laufe der Zeit habe ich mir zum Ziel genommen, die Beratungsstelle für Arbeitsmigranten bekannter 
zu machen und noch stärker zu vernetzen. So entstand die Idee, Sprachschulen zu besuchen. Dazu ge-
hörten 2020 die Kreisvolkshochschule in Vechta und Sprachkurse beim Ludgeruswerk in Lohne. Beide 
Einrichtungen haben ein großes Angebot an Integrations- und Sprachkursen, das viele Migranten anneh-
men. Sie kennen wiederum das Angebot unserer Beratungsstelle noch nicht. Diese Vernetzungsarbeit 
wird fortgesetzt. 
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Zurück ins Herkunftsland
Ein politisches Fallbeispiel

Kulturelle Hintergründe berücksichtigen
Aufgabe der Beratungsstelle

Besuch bei der Kreisvolkshochschule Vechta
Netzwerkarbeit

Berater Belal Elsayed mit Klienten

Belal Elsayed
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Anfang 2020 sucht der 48-jährige Rumäne Mircea1 
die Beratungsstelle des Caritas-Sozialwerks in 
Lohne auf. Dort berichtet Mircea, dass er seit 2014 
in Deutschland lebe und seither ununterbrochen 
als Werkvertragsarbeiter auf einem Schlachthof in 
der Region tätig sei. Wohl auch als Folge der star-
ken körperlichen Belastung erkrankt er im Januar 
2020 und erhält nach einigen Wochen die fristlose 
Kündigung. Die Berater der Caritas begleiten Mir-
cea nun auf seinem Weg zum Arbeitsgericht. Hier 
geht es lediglich um die Kündigung selbst, Fragen 
von gefälschten Lohnabrechnungen bleiben außen 
vor. Denn beweisen kann Mircea die geleisteten 
Überstunden nicht, da ihm keine Aufzeichnungen 
vorliegen. Glücklicherweise erhält er immerhin eine 
Abfindung, nachdem das Gericht entschied, dass 
die Kündigung unberechtigt ausgesprochen wur-
de. Arbeiten möchte Mircea bei der Firma nicht 
mehr, auch sein Arzt hat ihm davon abgeraten.

Seit Inna2 (58) 2011 aus Litauen nach Deutsch-
land kam, arbeitete sie als Leiharbeiterin in einer 
Fleischfabrik. Dort war sie aber nie direkt ange-
stellt, sondern bei wechselnden Leiharbeitsfirmen, 
immer mit befristeten Verträgen. Der Lebenspart-
ner von Inna ist ebenfalls seit 2011 in der gleichen 
Firma tätig, erhielt 2018 aber einen direkten, auf ein 
Jahr befristeten Arbeitsvertrag. Die Anstellung ist 
ein Lichtblick für die Familie, denn mit etwas Glück 
könnte seine Anstellung verlängert werden, sodass 
er bis zur Rente arbeiten kann. 

Anfang 2019 ändert sich für Inna jedoch alles: 
Nach neun Monaten bei einer neuen Leiharbeits-
firma soll sie an einem anderen Arbeitsort einge-
setzt werden. Für Inna unmöglich, denn sie hat kein 
Auto. So nimmt Inna wie gewünscht Urlaub, erhält 
in dieser Zeit aber völlig unvermittelt eine fristlose 

Kündigung. Der eigentliche Hintergrund ist, dass 
Inna nach neun Monaten durchgängiger Beschäfti-
gung nach dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 
(AÜG) Anspruch auf die gleiche Bezahlung (Equal 
Pay) wie die Stammbelegschaft hätte. Wäre Inna 
nun versetzt worden, hätte der Personaldienstleis-
ter sie später wieder für maximal neun Monate zu 
den schlechteren Konditionen an das alte Unter-
nehmen vermitteln können. Und so wäre dieses 
Rotationsprinzip wahrscheinlich weitergegangen. 
Mit Unterstützung des Caritas-Sozialwerks konnte 
immerhin erreicht werden, dass die fristlose in eine 
fristgerechte Kündigung umgewandelt wurde.

Das sind nur zwei Fälle aus dem Arbeitsalltag der 
Beratungsstelle für Arbeitsmigranten beim Caritas-
Sozialwerk im Landkreis Cloppenburg und Vechta. 
Die Erfahrungen decken sich mit denen vieler an-
derer Beratungsstellen und Aktivisten. Rechts-
widrige Kündigungen bei Krankheit, wissentlich 
falsch berechnete Löhne, unterschlagene Stunden 
bei gefälschten Arbeitszeitaufzeichnungen, keine 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, fehlende Ur-
laubsabgeltung sowie rechtswidrige Lohnabzüge 
für überteuerte unwürdige Unterkünfte sind keine 
Seltenheit. Helfen können die Experten den betrof-
fenen Arbeitnehmern nur individuell, denn Betriebs-
räte vertreten meist nur die Stammbelegschaft. 

Ausbeutung von Menschen mit Migrations- 
hintergrund auf dem deutschen Arbeitsmarkt
Konkrete Fälle aus den Beratungsstellen

Corona-Pandemie rückt 
Arbeitsbedingungen in das 

öffentliche Interesse

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit –
Equal Pay ist hier ein Luftschloss
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Erst mit der Corona-Pandemie wurden die skan-
dalösen Zustände in den Blick der breiten Öffent-
lichkeit gerückt. Quasi über Nacht sieht die Politik 
jetzt ein, dass die rechtlichen Rahmenbedingungen 
verändert werden müssen. Mit dem Ende Juli 2020 
vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales vor-
gelegten Entwurf eines Arbeitsschutzkontrollgeset-
zes ist ein erster Schritt getan, der auf eine Verbes-
serung der Situation osteuropäischer Arbeitnehmer 
in der Fleischindustrie hoffen lässt. An mehreren 
Stellen kritisieren wir den Gesetzentwurf aber deut-
lich. Der individuelle Anspruch auf die Arbeitszeit-
aufzeichnungen fehlt völlig, die Kontrolldichte ist 
viel zu gering, und Fragen zur Unterbringung der 
Menschen sind im Entwurf nur unzureichend gere-
gelt. Die Beratungsstelle für Arbeitsmigranten wird 
das Gesetzgebungsverfahren intensiv beobachten  
und sich weiterhin für die Stärkung der Rechte von 
Arbeitsmigranten in prekären Beschäftigungsver-
hältnissen einsetzen.	

	

Josef Kleier
veröffentlicht in „Neue Caritas“ 09/2020

Anmerkungen:

1.+ 2. Name von der Redaktion geändert.

Vorstandsvorsitzender Heribert Mählmann  informiert MdEP Viola von Cramon (Grüne/EFA) über die Situation der Arbeitsmigranten in der 
Region

Persönliche Beratung ist auch in Corona Zeiten wichtig und nicht zu 
ersetzen



Vorschläge zur Verbesserung der 
Beschäftigungs- und Lebensverhältnisse 
von Arbeitsmigranten
Ein Diskussionspapier der Beratungsstelle für Arbeitsmigranten 
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Aufgaben für die Landkreise, Städte und Gemeinden
Die Lebensmittelindustrie ist ein wesentlicher Wirt-
schaftsfaktor für das Oldenburger Münsterland. 
Für diesen Sektor und die gesamte Wirtschafts-
region sind Arbeitsmigranten unverzichtbar. Kom-
munen müssen Arbeitsmigranten als Mitbürger 
und neues Aufgabenfeld wahrnehmen. Sie werden 
zunehmend mit ihren Familien Teil der örtlichen 
Gemeinschaft - mit Auswirkungen auf die Daseins-
vorsorge, wie z.B. Kindergärten und Schulen. Die 
Aufgabe muss es sein, neue Angebote zu schaffen 
und bestehende Beratungsangebote wie Familien-
büros oder solche für Flüchtlinge zu nutzen, umzu-
steuern und für die Arbeitsmigranten einzusetzen. 
Mit dem Ziel, die Informationsmöglichkeiten für die 
ausländischen Arbeitnehmer zu verbessern. Denn: 
Ausländische Arbeitnehmer haben es - unabhän-
gig von der Art ihres Beschäftigungsverhältnisses 
(Werkvertrag / Leiharbeit / Dienstleister) - schwer, 
sich in der Gesellschaft und den Strukturen zu-
rechtzufinden. Es gibt vielfältige Beratungsange-
bote, die jedoch wegen sprachlicher und sozio-
kultureller Barrieren oftmals den Adressaten nicht 
erreichen. Diesen Job erledigen derzeit vielfach 
Angehörige oder Landsmänner und -frauen, die als 
sog. „Sozialberater“ tätig werden (ehrenamtlich, oft 
aber auch gegen Geld: 1 x Kindergeld in Rheda-
Wiedenbrück, Beratungseinheit 250 Euro).

1. Digitale Chancen nutzen:

■ �Integreat: digitaler Wegweiser für Neuzugewan-
derte, lokale und mehrsprachige Integrations-
Plattform für Zugewanderte (z.B. Landkreis 
Rotenburg u.v.a.) http://migration.lk-row.de/in-
fos-kontakte/app-integreat/

Wichtig ist die Vernetzung der kommunalen Partner 
untereinander, da Integration eine Herausforderung 
für alle Städte und Landkreise in Deutschland ist.

ANMERKUNG: Wir freuen uns, dass der Landkreis 
Vechta die Anregung der Beratungsstelle aufge-
nommen hat. Informationen über den Landkreis 
Vechta sind jetzt in der App hinterlegt. Die App 
kann im Google Playstore (android) bzw. im App 
Store (iPhone) kostenlos heruntergeladen werden. 

2. Infobroschüren verteilen

■ �Die Arbeitnehmer erhalten vor / mit Abschluss 
des Arbeitsvertrages eine muttersprachliche In-
fobroschüre zu Beratungsangeboten in der Re-
gion.

■ �Erstellung durch Landkreis und Städte und Ge-
meinden. 

■ �Verteilung durch: Einwohnermeldeämter der 
Städte und Gemeinden in den Landkreisen Clop-
penburg und Vechta / Migrationsberatungsstel-
len / Arbeitgeber.

„Unsere Region steht für ein christliches Weltbild. 
Rechts- und Tariftreue sollten Ausdruck gelebter 
christlicher Werte in unserer Region sein.“

3. Qualitätssicherung in der Anwerbephase
■ �Aufgrund des Mangels an Arbeitskräften wer-

ben Firmen / Einzelpersonen unterschiedlicher 
Qualifikation Arbeitnehmer an, organisieren den 
Transport in die Bundesrepublik und vermitteln 
einen Arbeitgeber. 

■ �Mangelhafte Information der Arbeitsmigranten 
über die Art der Tätigkeit.

■ �Mangelhafte Auswahl der Arbeitsinteressierten, 
Frage: Ist der Arbeitnehmer den Anforderungen 
und Belastungen des Arbeitsplatzes überhaupt 
gewachsen?

■ �Folge: Arbeitsverhältnisse werden nach wenigen 
Tagen (Probezeit) gekündigt. Belastungen für alle 
Beteiligten. Lohnabrechnung erst bis max. 6 Wo-
chen später. Während dieser Zeit ist der Arbeits-
migrant auf sich gestellt, er hat keinerlei soziale 
Ansprüche und keine Ansprechpartner, an die er 
sich wenden könnte.

Aktuelle Fälle Diskussionspapier | 17

Aufgaben für die Unternehmen
1. Informationspolitik
■ �Unternehmen > 100 Beschäftigte mit Migrations-

hintergrund
Einrichtung von muttersprachlich besetzten Be-
ratungsstellen / Anlaufstellen, ggf. zusammen 
mit den Kommunen und anderen Beratungs-
institutionen am Werkstor zur Beratung in allen 
Lebenslagen (Wohnung, Miete, Hartz IV, Handy-
verträge, Versicherungen, Ratenkäufe, Schulbe-
suche, Kindergärten, Arbeitsrecht etc.)

■ �Arbeitnehmer erhalten mit dem Arbeitsvertrag 
muttersprachliche Informationen zum Arbeitsver-
hältnis und auch zu ihren Pflichten, über:
■ �Bedeutung und Dauer der Probezeit
■ �Umgang mit Arbeitsunfähigkeit
■ �Benennung von arbeitsrechtlich verantwortli-

chen Ansprechpartnern (Kontaktdaten)

2. Arbeitsmigranten im System von Werkver-
tragsarbeit / Leiharbeit 
Bei Werkvertrags- und Leiharbeitnehmern (oder 
auch bei Dienstleistern) fehlt die Bindung an den 
Betrieb. Massiv auftretende Probleme sind diesem 
System geschuldet. Arbeitsmigranten insbesonde-
re im Niedriglohnsektor sind diesem System nicht 
gewachsen. Werkvertrags- und Leiharbeit dürfen 
daher in allen Wirtschaftsbereichen nicht die Regel 
sein, sondern müssen die Ausnahme bilden.

3. Lohnabrechnungen
■ ��Informationspolitik

Arbeitnehmer erhalten mit der erstmaligen Lohn-
abrechnung ein muttersprachliches Merkblatt / 
Hinweisblatt zur Lohnabrechnung, ihrer Struktur, 
ihren wesentlichen Bestandteilen.

■ �Stundenaufstellung 
Erfahrung in der Beratungspraxis: Immer wieder 
Hinweise und Beschwerden, dass die Arbeitszei-
ten manipuliert werden. 
Ziel:
■ �Lohnkosten sowie Steuern und Sozialabgaben 

sparen und
■ �längere Arbeitszeiten - als gesetzlich zulässig 

- zu ermöglichen. Die Beschäftigten wurden 
unter Druck gesetzt, dies zu akzeptieren. 

■ �Die Arbeitszeiterfassung muss nach dem Eu-
GH-Urteil vom 14. Mai 2019 (C-15/18) ohnehin 
umgesetzt werden.

■ �Problematik „Beweislast“
■ �Arbeitnehmer erhalten mit der monatlichen 

Lohnabrechnung grundsätzlich eine nachvoll-
ziehbare, tagesgenaue Stundenaufstellung. 

■ �(das hat das neue Arbeitsschutzkontrollgesetz 
leider nicht geregelt)

■ �Wir hatten das ggü. verschiedenen im Bundes-
tag vertretenen Fraktionen gefordert.

■ �Die Regelung im neuen Arbeitsschutzkontroll-
gesetz, wonach der Arbeitgeber die Arbeits-
zeiten erfassen und speichern muss, hilft den 
Arbeitnehmer nicht, wenn diese Unterlagen 
nur den Arbeitskontrollbehörden und den Be-
hörden zur Verfolgung von Schwarzarbeit zur 
Verfügung stehen.

■ �Diese Forderung gilt im Übrigen nicht nur für 
die Arbeitnehmer in der Fleischwirtschaft, son-
dern generell für alle Beschäftigten - insbeson-
dere in prekären Arbeitsverhältnissen mit Mig-
rationshintergrund.

■ �Diese Unterlagen liegen i.d.R. der Lohnbuch-
haltung vor, werden aber nicht regelmäßig an 
die Arbeitnehmer weitergegeben. So wird bis-
lang den Arbeitnehmern die Prüfung der Ab-
rechnung erschwert.

„Für den Bereich der Fleischverarbeitung 
hat der Gesetzgeber leider erst im Zuge der 
Corona Pandemie „quasi über Nacht“ seine 
Verantwortung und Regelungsbedarf gese-
hen. Mit dem zum 01.01.2021 in Kraft getre-
tenen Arbeitsschutzkontrollgesetz gilt das 
längst überfällige Verbot des Konstruktes 
der Werkvertragsarbeit im Kernbereich der 
Betriebe (Schlachtung und Zerlegung) der 
Schlachtbetriebe.“ Seit dem 01.04.2021 gilt 
das Verbot auch für Leiharbeiter.

Info
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■ �Die Lohnabrechnung muss nachvollziehbar 
sein. 

■ �Die Abrechnung weist die Stundenleistungen 
und zuschlagspflichtige Stunden (tarifvertrag-
liche Regelungen) detailliert aus. 

■ �Werkstorkontrolle
Das Hauptunternehmen ist berechtigt und auf An-
forderung verpflichtet, seine Dokumentation über 
„Brutto-Arbeitszeiten“ an den Arbeitnehmer her-
auszugeben. Das gilt für alle Arbeitnehmer, die das 
Werkstor betreten und verlassen.
■ �Urlaubsansprüche
Urlaubstage werden kontinuierlich auf den monatli-
chen Abrechnungen mitgeführt.
■ �Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und Urlaubs-

abgeltung in Geld
Es ist in der Regel die „durchschnittliche“ Vergü-
tung geschuldet

4. �Equal PAY § 8 AÜG / „Arbeitnehmerlandver-
schickung“

■ �Anwendung des Equal Pay Grundsatzes  
Wer neun Monate lang in einem Betrieb bzw. an ei-
nem Arbeitspatz arbeitet, sollte in den Genuss von 
Equal Pay kommen.  
■ �Abkehr von der Praxis der Arbeitnehmerlandver-

schickung zur Umgehung des Equal Pay Grund-
satzes.

5. Beendigung des Arbeitsverhältnisses in der 
Probezeit
Wird das Arbeitsverhältnis in den ersten Tagen bzw. 
Wochen, also nach sehr kurzer Laufzeit beendet 
(Kündigungsfrist von wenigen Tagen), ist der Lohn 
zeitnah nach dem letzten Arbeitstag auszuzahlen 
und die Arbeitsbescheinigung zu übergeben (Li-
quiditätssicherung). Wird das Arbeitsverhältnis da-
nach beendet (Kündigungsfrist 14 Tage oder län-
ger), ist die Lohnabrechnung innerhalb von max. 10 
Tagen zu erstellen, der Restlohn auszuzahlen und 
die Arbeitsbescheinigung zu übergeben.

6. Controlling / Testate
Wirtschaftsprüfer prüfen Lohnabrechnungen pp. 
unter Berücksichtigung der o.g. Grundsätze / also 
auch qualitativ (bislang i.d.R. nur quantitativ).

7. Der Hauptunternehmer (z.B. Schlachtbetrieb 
oder Internetkaufhäuser wie Amazon) macht die 
o.g.  Grundsätze zum Inhalt seiner Ausschreibung 
/ Verträge mit Dienstleistern / Werkvertragsunter-
nehmen / Zeitarbeitsfirmen (AÜG).

8. Der Gang zur Beratungsstelle darf nicht mit 
Nachteilen für die Arbeitnehmer verbunden sein.
Erfahrungswerte bei Forderung der vereinbarten 
Vergütung: pauschalisierte Nachzahlung in gerin-
ger Höhe und / oder Kündigung des Arbeitsverhält-
nisses.

9. Unterbringung / Wohnungen
Mit dem System der Einschaltung von Werkver-
tragsfirmen geht eine reale Delegation von Ver-
antwortung einher. Die Wahrnehmung einer Für-
sorgepflicht durch die Hauptunternehmen ist nicht 
erkennbar. Das gilt auch für die weiterhin proble-
matische Frage der Unterbringung. Vertragswidri-
ge Abzüge für Miete „vom Lohn“ sind weiter nicht 
unüblich. Delegieren und Wegschauen löst die 
Probleme nicht! Firmen, die diese Verantwortung 
übernehmen, zeigen, dass es auch anders geht.

10. EEG
Das EEG sollte keine Anreize bieten für den Einsatz 
von Werkvertragsaufträgen (Wettbewerbsverzer-
rung).

11. Arbeitszeiterfassung
Umsetzung des EuGH Urteil vom 14.05.2015: 
Gesetzlicher Anspruch von Arbeitnehmern auf 
Herausgabe von Arbeitszeitaufzeichnungen, ins-
besondere im Niedriglohnbereich (nicht nur für So-
zialversicherungsträger).

Josef Kleier
Anm.: Das Diskussionspapier entstand im  

Wesentlichen vor den politischen Umwälzungen 
im Zuge der Corona-Pandemie im Frühjahr 2020 

(Stichwort: Arbeitsschutzkontrollgesetz)

Zwölf Thesen
Fehler im System

 �Arbeitsmigranten sind für die Wirtschaftsregion  
Oldenburger Münsterland unverzichtbar. 

 �Der Umgang mit und die Integration der Arbeitsmigranten  
ist vordringliche Zukunftsaufgabe.

 �Unsere Region steht für ein christliches Weltbild.  
Rechts- und Tariftreue sollten Ausdruck gelebter christlicher  
Werte in unserer Region sein. 

 �Der Gesetzgeber muss beim Werkvertragsrecht und  
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz nachsteuern.

 �Werkvertrags- und Leiharbeitsstrukturen sollten - insbesondere im  
Niedriglohnbereich - nicht die Regel, sondern die Ausnahme bilden. 

 Gesetzliche Obergrenze auf max. 33% der Gesamtbelegschaft.

 �Gesetzlicher Anspruch von Arbeitnehmern auf Herausgabe von  
Arbeitszeitaufzeichnungen im Niedriglohnbereich  
(nicht nur für Sozialversicherungsträger pp.).

 �Werkvertrags- und Leiharbeitsfirmen müssen ihren Fürsorgepflichten  
als Arbeitgeber nachkommen: soziale Verantwortung.

 �Betriebsräte der Auftragsunternehmen müssen auch Sachwalter  
der Interessen von Werkvertrags- und AÜG-Mitarbeitern sein dürfen. 

 �Auftraggebende Firmen sollten ab 100 AÜG/WV-Arbeitnehmern für  
diese Beratungsstrukturen vorhalten: soziale Verantwortung.

 �Keine Gewerbesteuereinnahmen ohne Arbeiternehmer  
- Die Wirtschaft funktioniert nur mit Arbeitsmigranten  
- �Sie haben ihre eigene Identität, sollen aber keine Parallelgesellschaften 

bilden. 

 �Kommunen müssen Arbeitsmigranten als Mitbürger und neues Aufgaben-
feld wahrnehmen. Sie werden zunehmend mit ihren Familien Teil der ört-
lichen Gemeinschaft mit Auswirkungen auf die Daseinsvorsorge, wie z.B. 
Kindergärten, Schulen, soziale Einrichtungen etc. Zukunftsaufgabe: beste-
hende Beratungsangebote wie Flüchtlings- und Familienbüros nutzen, 
umsteuern und (neue) Kapazitäten für die Arbeitsmigranten einsetzen.



Schwierige Voraussetzungen in  
Pandemie-Zeiten
Die Beratungsstelle für Arbeitsmigranten in Cloppenburg im Jahr 2020

Auch für unsere Beratungsstelle in Cloppenburg 
hielt und hält die Corona-Pandemie besondere He-
rausforderungen bereit. Ziel war es von Beginn an, 
eine bestmögliche Unterstützung der Ratsuchen-
den bei gleichzeitiger Minimierung des Infektionsri-
sikos für alle Beteiligten zu gewährleisten. Es muss-
ten daher die Beratungsabläufe entsprechend der 
geltenden Hygienevorschriften regelmäßig ange-
passt werden.

In der Zeit des ersten „Lockdowns“ zu Beginn des 
Jahres 2020 konnten Beratungen ausschließlich 
per Post, Telefon, Mail oder notfalls auf Abstand 
im Freien erfolgen. Vielfach legten die Ratsuchen-
den ihre Unterlagen wie Arbeitsverträge, Lohnab-
rechnungen, Bescheide etc. in den Briefkasten, wo 
die Beraterinnen diese entgegennahmen und ggf. 
während eines Telefonates den Sachverhalt und 
das Anliegen ermittelten. Insbesondere durch die 
Sprachbarrieren sowie die unzureichenden tech-
nischen Zugänge der Zielgruppe wurde die „Be-
ratung auf Distanz“ massiv erschwert. Unterlagen 
wurden häufig nur per WhatsApp übersandt. Die 
Abbildungen waren oftmals auch nicht vollständig.

Barrieren im Beratungskontext

Ab Mitte/Ende Mai konnte der „face-to-face-Bera-
tungsbetrieb“ unter Einhaltung der geltenden Hy-
gienevorschriften vorsichtig wiederaufgenommen 
werden.

Im Kontext der Corona-Pandemie waren und sind 
sämtliche Behörden wie Jobcenter, Agenturen für 
Arbeit, Sozialämter, Wohngeldstellen, Kranken-
kassen etc. teilweise durchgehend für den Publi-
kumsverkehr geschlossen und mitunter auch nur 
schlecht telefonisch zu erreichen. Für einen Großteil 
der Zugewanderten stellt die komplette Umstellung 
auf Online-oder Telefon-Serviceleistungen aus den 
bereits angeführten Gründen der Sprachbarriere 
und unzureichender technischer Ausstattung eine 
unüberwindbare Barriere dar. Anliegen, die zuvor 
vergleichsweise unkompliziert durch eine persön-
liche Vorsprache geklärt werden konnten, können 
nun ausschließlich auf telefonischem oder schriftli-
chem Wege kommuniziert werden.

Lohnabrechnungen erneut im Fokus

Schwerpunkte unserer Beratungen waren auch im 
Jahr 2020 wieder die Überprüfungen von Lohnab-
rechnungen. Insbesondere waren und sind die Ab-
rechnungen für die Arbeitnehmer nicht verständ-
lich. Es werden in der Regel keine Übersichten 
über die geleisteten Stunden ausgegeben. Somit 
ist nur an der Gesamtstundenzahl zu sehen, für wie 
viele Stunden die Arbeitnehmer Lohn erhalten. Bei 
Mehrarbeit werden zumeist die Stunden ohne An-
rechnung der Überstundenvergütung dem Arbeits-
zeitkonto gutgeschrieben.

Nicht nur für die Arbeitsmigranten ist kaum nach-
zuvollziehen, warum für den Monat lediglich die 
monatlichen Regelstunden ausgewiesen werden, 
obwohl sie sechs Tage in der Woche und sogar 
an Sonntagen gearbeitet hatten. Insbesondere ist 
nicht zu kontrollieren, ob tatsächlich alle Stunden 
vergütet wurden und die geschuldeten Zuschläge 
während der Nacht, an Sonn- und Feiertagen so-
wie bei Mehrarbeit gezahlt werden.

Unklarheiten bestehen häufig auch hinsichtlich des 
Arbeitsbeginns, der Pausen und des Arbeitsendes. 
Eine tageweise Auflistung der Arbeiten würde es 
dem Arbeitnehmer ermöglichen, die abgerechneten 
Stunden zu kontrollieren und im Fall einer Falsch-
berechnung die nicht berücksichtigten Stunden 
nachberechnen zu lassen. Übervorteilung würden 
ersichtlich und Missverständnisse und Misstrauen 
vermeidbar sein.

Schwierige Voraussetzungen für Mütter

Eine weitere Auffälligkeit, die im Beratungskontext 
verstärkt auftaucht, sind die Aufhebungsverträge 
von Müttern, die zwei Jahre in Elternzeit waren und 
auf ihren Arbeitsplatz in den Firmen zurückkehren 
wollten. Durch die Schließung von Schulen, Kinder-
gärten und Krippen war die Betreuung der Kinder 
weder planbar noch absehbar. Viele der betroffe-
nen Mütter fragten meist telefonisch nach einer 
Verlängerung ihrer Elternzeit. Doch diese lehnte 
der Arbeiter unberechtigter Weise ab und schlug 
ihnen stattdessen einen Aufhebungsvertrag oder 
die Kündigung vor.
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Eine Verlängerung der Elternzeit um ein weiteres 
Jahr erreichten dagegen die Arbeitnehmerinnen, 
die zu uns in die Beratung kamen.

An dieser Stelle sollte noch einmal betont werden, 
dass der Großteil der Zugewanderten äußerst moti-
viert ist, schnellstmöglich Arbeit zu finden. Die Co-
rona-Pandemie führte im Berichtsjahr leider dazu, 
dass viele Arbeitsmigranten ihre Arbeit verloren 
bzw. keine (neue) Beschäftigung finden konnten. 
Sie treffen die Auswirkungen der Pandemie ganz 
besonders. Denn die eingeschränkten Sprachfä-
higkeiten sowie die fehlende Mobilität der häufig 
ungelernten Zugewanderten stellen weitere Her-
ausforderungen im Kontext der Arbeitssuche dar. 
Vielfach besteht die einzige Chance auf Arbeit hier 
in befristeten Zeitarbeitsverhältnissen im Niedrig-
lohnsektor. In diesem Zusammenhang zeigt sich, 
dass diese Arbeitnehmer häufig von einem Einsatz-
ort zum anderen entsandt werden und oft noch in-
nerhalb der Probezeit aufgrund der Bedarfslage 
wieder gekündigt werden. Dies führt zu Frustration 
und Resignation bei den Betroffenen. Auch die Er-
kenntnis, trotz Vollzeitarbeit oft weiterhin auf staat-
liche finanzielle Unterstützung angewiesen zu sein, 
ist für viele sehr ernüchternd und belastend.

Änderungen durch neue Arbeitsschutzgesetz

Das Jahr 2021 bringt für Arbeitsmigranten einiges 
an Veränderungen. Hier ist auf das Arbeitsschutz-
gesetz zu verweisen. Wie vielfach in den Medi-
en berichtet wurde, wurden zum 01.01.2021 die 
Werkverträge in Schlachthöfen verboten. Seit dem 
01.04.2021 kommt das Verbot von Zeitarbeitneh-
mern ab einer bestimmten Beschäftigungszahl in 
der Fleischindustrie hinzu.

Ende 2020 erfolgten daher bereits einige Ände-
rungen in den Arbeitsverhältnissen. Aufhebungs-
verträge und neue Arbeitsverträge wurden uns zur 
Stellungnahme und Prüfung vorgelegt. Eine Di-
rektanstellung bei der Firma, bei der man bislang 
bereits gearbeitet hatte, erscheint auf dem ersten 
Blick eine Verbesserung darzustellen – das muss 
es aber nicht sein. Denn viele Arbeitsmigranten 
waren seit einigen Jahren bei ihrem bisherigen Ar-
beitgeber beschäftigt. Aufgrund dessen hatten sie 
z.B. längere Kündigungsfristen und einen höheren 
Stundenlohn. In den neuen Arbeitsverträgen wur-
de lediglich der gesetzliche Mindestlohn garantiert. 
Nachdem die Arbeitnehmer zum neuen Arbeitgeber 
gewechselt hatten, wurde ihnen dann aus betrieb-
lichen Gründen nach einigen Wochen gekündigt. 
In diesen Fällen war das Kündigungsschutzgesetz 
nicht anwendbar, weil das Arbeitsverhältnis noch 
keine sechs Monate bestand.

Es bleibt daher abzuwarten, welche Verbesse-
rungen und Vorteile die Änderungen im Arbeits-
schutzgesetz für die Arbeitsmigranten tatsächlich 
gebracht haben oder ob noch Nachbesserungen 
notwendig sind.

Maresa Wolbers und Marcella Bohlke
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Beraterin Maresa Wolbers und Marcella Bohlke
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Von der Bedeutung der  
Arbeitszeit-Dokumentation
Konkreter Beratungsfall aus dem Landkreis Cloppenburg

Die Dokumentation der geleisteten Arbeitszeiten ist 
nach wie vor ein zentrales Thema in der Beratung 
und unverzichtbar für den Nachweis der geleisteten 
Arbeitsstunden. Wie wichtig eine zweifelfreie Doku-
mentation der Arbeitszeit sein kann, wird hier an-
hand des folgenden Falls unserer Beratungsstelle 
in Cloppenburg deutlich. 

Ein bulgarischer Arbeitnehmer im Baugewerbe 
legte uns seinen Arbeitsvertrag nebst Lohnab-
rechnung vor und bat um Unterstützung bei seiner 
Lohnforderung für einen gesamten Monat. 

Eigentlich sollte sein Arbeitsverhältnis erst im Sep-
tember 2020 beginnen. Aber auf Drängen seines 
Arbeitgebers hin hatte er bereits zum ersten Au-
gust angefangen. Seine Arbeitszeiten hatten er für 
jeden Wochentag auf einem Stundenzettel notiert. 
Anhand dessen sollte die Vergütung erfolgen. Wei-
ter war vereinbart, dass die Auszahlung des Lohns 
erst zum Oktober erfolgen sollte. Doch dem Arbeit-
nehmer wurde Anfang Oktober nur der Lohn für 
den Monat September und nicht auch für August 
ausgezahlt. Die Baufirma weigerte sich, die geleis-
teten Stunden anzuerkennen und erklärte, dass er 
im August gar nicht für die Firma gearbeitet habe, 
gelte sein Arbeitsvertrag doch erst ab September. 

Nachdem der Arbeitgeber vergeblich zur Zahlung 

des Augustlohns aufgefordert wurde, erhob der 
Bauarbeiter Zahlungsklage beim Arbeitsgericht. 

Auch in diesem Termin bestritt der Geschäftsfüh-
rer weiterhin die Beschäftigung im Monat August. 
Zwar konnte der ausländische Arbeitnehmer seine 
Stunden an den jeweiligen Tagen aufzeigen, aber 
nicht zweifelsfrei beweisen und auch keine Zeu-
gen für seine Arbeit benennen. Die Arbeitskollegen 
kannte er nur per Vornamen und hatte von diesen 
keine vollständigen Namen und Adressen. Seine 
Klage wurde abgewiesen. 

Wie bereits mehrfach berichtet, zögern viele Ar-
beitsmigranten, gerichtlich gegen ihren Arbeitgeber 
vorzugehen. Selbst wenn tatsächlich Klage erho-
ben wird, stehen die Arbeitnehmer vor der Hürde, 
ihren Anspruch nachzuweisen. Sie müssen darle-
gen, wo, wie lange, was sie und mit wem sie gear-
beitet haben - und damit beginnt die Schwierigkeit. 
Ohne die entsprechenden Angaben und Zeugen ist 
der erforderliche Nachweis vor dem Gericht nicht 
möglich. Die Klage geht in die Leere.

Eine anerkannte, nachvollziehbare und zuverlässi-
ge Dokumentation der Arbeitszeiten für alle Arbeit-
nehmer ist dringend erforderlich, damit der Lohn 
ordnungsgemäß berechnet wird. 			 
	       Maresa Wolbers und Marcella Bohlke

Info
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Stellungnahme zur Gesetzesinitiative 
Medieninformation Werkverträge vom 20. Mai 2020

Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf erfüllt die Bundesregierung einige der wesentlichen Verbesserungs-
vorschläge, die das Caritas-Sozialwerk seit Langem anregt. Missstände sind in verschiedenen Branchen, 
in denen Werk- und Leiharbeitsverträge zur Anwendung kommen, indes lange bekannt. Eben auch in der 
Fleischbranche, daher waren gesetzliche Regelungen notwendig und nicht allein der Corona-Situation 
geschuldet. 

„Wir begrüßen daher ausdrücklich alle längst überfälligen strukturellen Maßnahmen, die zu einer Verbes-
serung der Arbeits- und Lebenssituation der Menschen führen, die aus Osteuropa, aber auch darüber 
hinaus in unsere Region kommen, um hier zu arbeiten und auch zu unserem Wohlstand beitragen. Das 
gilt nicht nur für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Fleischwirtschaft. Andere Branchen und 
prekäre Beschäftigungsverhältnisse müssen und werden wir auch im Blick behalten“, sagt der CSW-
Vorstandsvorsitzende Heribert Mählmann.

Zu großen Teil decken sie die Vorhaben der Bundesregierung mit den Vorschlägen aus unserem gestern 
vorgestellten Diskussionspapier.

„Ein großer Schritt zur Verwirklichung von Arbeitnehmerrechten ist beispielsweise die von uns nachhal-
tig geforderte Pflicht zur Einführung der (digitalen) Arbeitszeiterfassung. Diese schafft Transparenz und 
Verlässlichkeit. Arbeitnehmer müssen einen Anspruch auf diese Daten haben. Mit Blick auf unsere Klien-
tel der Arbeitsmigranten sollten diese Regelungen branchenunspezifisch Anwendung finden und somit 
übergreifend grundsätzlich Geltung bekommen“, sagt Josef Kleier, Jurist der CSW-Beratungsstelle für 
Arbeitsmigration.

Die Verpflichtung von Arbeitgebern, die Behörden über Einsatz und Wohnort ihrer ausländischen Arbeits-
kräfte zu informieren, ist ein guter Schritt zur Verbesserung der Wohn- und Lebenssituation.

Aus Sicht unserer Klienten freuen wir uns über die angekündigten Veränderungen. Wir hoffen und erwar-
ten, dass in dem folgenden Gesetzgebungsverfahren die jetzt gesetzten Ziele auch erreicht werden. 

Mählmann und Kleier betonen: „Unsere Arbeit ist damit nicht beendet. Ratsuchende werden wir weiter-
hin unterstützen und zugleich das, was in Berlin passiert, intensiv beobachten und mit unserer Expertise 
fachlich begleiten.“
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Elisabeth Vodde-Börgerding 
Personalveränderung im Landkreis Vechta

Zum 01. Januar 2021 ist die langjährige CSW-Mitarbeiterin und sehr er-
fahrene Sozialpädagogin Elisabeth Vodde-Börgerding zum Team der 
Rechtsberatung für Arbeitsmigranten im Landkreis Vechta gestoßen. Sie 
folgt damit auf die Sozialpädagogin Maresa Wolbers, die neue Aufgaben 
in der Familienberatung des CSW wahrnimmt. 

Die im Südkreis und auch darüber hinaus überaus vernetzte Holdorfe-
rin Elisabeth Vodde-Börgerding arbeitet weiter vornehmlich vom CSW-
Standort Damme aus und ist mit einer halben Stelle angestellt. Schwer-
punkt ihrer Arbeit sind vor allem Themen abseits des Arbeitsrechts. In 
Damme ist sie parallel auch weiter in der Migrationsberatung im Land-
kreis Vechta, mithin in einem sehr artverwandten Bereich, tätig. Im Zuge 
dieses Personalwechsels ist Belal Elsayed jetzt für den Standort Clop-
penburg aktiv.

„Ich arbeite jetzt seit fast 30 Jahren mit Zugewanderten, zuletzt insbeson-
dere auch mit Menschen aus Osteuropa. Es ist mir wichtig, dass sie alle in 
unserer Region gut aufgenommen werden, ankommen können und eine 
neue Heimat finden. Damit dies gelingt, ist allerdings noch viel tun“, sagt 
Vodde-Börgerding.

Zur Person: Elisabeth Vodde-Börgerding, Hilfsfonds für Arbeitsmigranten | 25

Hilfsfonds für Arbeitsmigranten
Spendenaufruf für Notfälle

Nach wie vor gibt es einen großen Unterstützungs-
bedarf bei den Arbeitsmigranten im Oldenburger 
Münsterland – vor allem im arbeitsrechtlichen Be-
reich, bei der Sprache und hinsichtlich des Um-
gangs mit den Sozialsystemen. Auf Initiative des 
Lohners Ludger Themann wurde ein Spenden-
fonds eingerichtet.
Die Organisation des „Hilfsfonds für Arbeitsmig-
ranten“ sowie die Abwicklung und Auszahlung der 
Spendenbeiträge übernimmt sehr verantwortlich 
das Caritas-Sozialwerk. Die Gelder können bei-
spielsweise als Prozesskostenhilfe für Arbeitsmig-
ranten dienen oder in sozialen Notlagen helfen.

„Ich bedanke mich bei den zahlreichen Spendern. 
Ich bin froh, dass wir aufgrund meiner Initiative 
bereits vielen Menschen in persönlichen Notlagen 
helfen konnten  oder den Gang vor das Arbeitsge-
richt möglich gemacht haben.“

Ludger Themann

Mit Herz und Hand helfen!

Auch Sie möchten helfen? 
Dann spenden Sie hier:

Caritas-Sozialwerk St. Elisabeth
Darlehnskasse im Bistum Münster eG
Stichwort „Hilfsfond Arbeitsmigranten“ 
IBAN: 	 DE 71 4006 0265 0003 0322 00
BIC:	 GENODEM1DKM

Bitte für eine Spendenbescheinigung die 
Anschrift auf dem Überweisungsträger 
angeben!

Initiativenkonferenz Fleischwirtschaft zum Arbeitsschutzkontrollgesetz am 22. August 2020 in Hannover

Dipl.Soz.-Päd. Elisabeth Vodde Börgerding
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Äpfel, Pflaumen und Birnen: Das 
sind nur einige Beispiele für die 

Früchte, die auf den Streuobstwiesen der Gemeinde Visbek 
wachsen. Was viele nicht wissen: Hier darf sich jeder frei am 
Obst bedienen. Damit dies nun deutlicher wird, haben Mitarbei-
ter des Bauhofs Schilder aufgestellt, die auf die Streuobstwiesen 
aufmerksam machen. „Insgesamt haben wir vier Streuobstwie-
sen in der Gemeinde Visbek. Sie liegen alle entlang der Entlas-
tungsstraße zwischen den Kreisverkehren am Döller Damm und 
an der Wildeshauser Straße“, sagt Christian Erdmann (r.) aus 
dem Bauamt der Gemeinde, hier auf der Obstwiese mit Walter gr. 
Siemer vom Bauhof. Aber Achtung: Noch tragen die Bäume kein 
reifes Obst. Foto: Albers

Obst für Jedermann

Lohne/Oldenburger Müns-
terland. Die Ernährungs-
branche ist ein wesentlicher 
Wirtschaftsfaktor für das Ol-
denburger Münsterland. Ar-
beitsmigranten sind für die-
sen umsatz- und beschäfti-
gungsstarken Sektor, insbe-
sondere für die Fleischwirt-
schaft, aber auch für die ge-
samte OM-Wirtschaftsregion 
unverzichtbar.

Diese Arbeitnehmer, ihre 
Rechte auf angemessene Be-
schäftigungs- und Lebens-
verhältnisse und deren Inte-
gration in die lokalen gesell-
schaftlichen Strukturen 
noch stärker in den Blick zu 
nehmen sollte Ausdruck ge-
lebter christlicher Werte in 
einer wirtschaftsstarken und 
verantwortungsbewussten 
Region wie dem Oldenburger 
Münsterland sein. Und das 
ist auch der Auftrag der Be-
ratungsstelle für Arbeitsmi-
granen des Caritas-Sozial-
werkes St. Elisabeth (CSW), 

die ihren Sitz in Lohne ha-
ben.

In dieser Rolle fungiert das 
CSW als wichtige beratende 
Instanz, Anlaufstelle für und 
Sprachrohr 
der Arbeits-
migranten 
in prekären 
A r b e i t s - 
und Wohn-
verhältnis-
sen im Ol-
denburger Münsterland. „In 
der Corona-Krise ist dieses 
Thema noch einmal stark in 
den Fokus gerückt und hoch-
aktuell, sodass sich derzeit 
auch die Bundespolitik da-
mit befasst“, sagt Heribert 
Mählmann, Vorstandsvorsit-
zender des CSW.

Die Beratungstätigkeit der 
Hilfesuchenden steht im 
Mittelpunkt der Arbeit des 
vierköpfigen Teams. Den-

noch stellt es auch grund-
sätzliche Überlegungen an, 
um das System und die Inte-
grationsmöglichkeiten für 
die Menschen grundsätzlich 

zu verbes-
sern. Aus 
der Feder 
des Juristen 
Josef Kleier 
legt das 
CSW nun 
erstmals ein 

Papier mit sehr konkreten 
Ideen, Vorschlägen und 
Handlungsempfehlungen für 
die Kommunen, die Unter-
nehmen und nicht zuletzt 
auch für den Gesetzgeber 
vor. 

Dieses Diskussionspapier 
fand bereits Eingang in ein 
Strategiegespräch zum The-
ma „Die Beschäftigungsver-
hältnisse im Oldenburger 
Münsterland“. In einer Vi-

deokonferenz hatten neben 
Vertretern von Unternehmen 
der betroffenen Wirtschafts-
sektoren und den beiden 
Landräten Johann Wimberg 
(Cloppenburg) sowie Herbert 
Winkel (Vechta) auch Heri-
bert Mählmann und Josef 
Kleier teilgenommen. „Wir 
bewerten dieses gemeinsame 
Gespräch als sehr positiv 
und begrüßen die erzielte 
Vereinbarung – [...] an weite-
ren Verbesserungen in Bezug 
auf die Situation von Ar-
beitsmigranten zu arbeiten“, 
betont Heribert Mählmann.

Das vorliegende Diskussi-
onspapier des CSW enthält 
noch weitere, über die Ver-
einbarung hinausgehende 
Handlungsempfehlungen. So 
u.a.  die Wohn- und Unter-
bringungssituation von Ar-
beitsmigranten, was aktuell 
in Bezug auf das Corona-In-
fektionsgeschehen wieder 
stärker diskutiert wird.

Heribert Mählmann und 
Josef Kleier betonen: „Wir 
brauchen diese Koalition der 
Willigen aus Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft mit 
einer entsprechenden Hal-
tung zum Thema Arbeitsmig-
ration. Diese gemeinsame 
Haltung ist notwendig, um 
zu einem Umdenken zu kom-
men - und die Situation der 
Arbeitsmigranten nachhal-
tig zu verbessern. Das nun 
vorgestellte Papier kann 
hierfür wegweisend sein.“

Ausführliche Informatio-
nen finden alle Interessierten 
zudem im Internet auf der 
Website unter www.caritas-
sozialwerk.de, unter dem 
Reiter „Hilfe und Beratung”. 
Dann einfach dem Punkt 
„Beratungsstelle für Ar-
beitsmigranten” folgen. 

Lebensverhältnisse der Arbeitsmigranten 
Caritas-Sozialwerk legt konkrete Handlungsempfehlungen zur Verbesserung der Situation vor

Fungieren als Anlaufstelle für Hilfesuchende (v.l.): Josef Kleier, 
Maresa Wolbers, Belal Elsayed und Marcella Bohlke. 
 Fotos: Caritas-Sozialwerk

Blühstreifen für 
Holdorfs Insekten

hvo Holdorf. Damit Insek-
ten neuen Lebensraum erhal-
ten, wurden auf Anregung des 
Arbeitskreises Ökologie etwa 
acht Hektar Randstreifen auf 
mehreren Arealen der Ge-
meinde Holdorf, der Jäger-
schaften sowie von zwölf 
Landwirten mit einer Wild-
blumen-Saatgutmischung 
neu angelegt und eingesät. Et-
wa 1500 Euro stellte die Ge-
meinde dafür zur Verfügung. 

Kreisstraße wird  
bis Ende Juni saniert

Goldenstedt. Ab Montag 
werden voraussichtlich bis 
Ende Juni die Hagebutten-
straße K250 sowie der vor-
handene Radweg saniert. Der 
Abschnitt der Kreisstraße von 
der Bahnhofsstraße (L880/
L882) bis zur Wildeshausener 
Straße (L882) wird gesperrt. 
Zu Beginn ist nur der Radweg 
vollständig gesperrt Die Sper-
rung der Fahrbahn erfolgt vo-
raussichtlich Mitte/Ende Juni. 

Die Beratungstätigkeit 
steht im Mittelpunkt

Ist Geschäftsführer beim Cari-
tas-Sozialwerk: Heribert Mähl-
mann.
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  ab 500.-€
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BIER-
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GRILLSCHÜRZE  

NICHT VERPASSEN! 
Aktion noch bis zum 
13.06.2020 gültig!

Ab Einkaufswert 1500.-€.
Gutschein gültig bis 

31.12.2020

BEIM KAUF
ENERGIE- 
EFFIZIENTER
E-GERÄTE 
ODER EINES
MASSIVHOLZ-
MÖBELSTÜCKS
ERHALTEN SIE EINEN
GUTSCHEIN FÜR EINEN
OBSTBAUM GRATIS!

FÜR JEDEN KÄUFER
der im Aktionszeitraum einen 
Kaufvertrag (ab 5000.-€) 
abschließt.

Nur solange der Vorrat reicht.
Nicht mit anderen Aktionen
  kombinierbar. Gilt nicht auf
     bereits reduzierte Ware.
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Besuchen 
Sie uns auch 
auf Facebook

Haverkamp 3-5 
(0 44 45) 96 05 00

Ihr Möbelspezialist Ihr Küchenspezialist
Goldenstedter Str. 12 
(0 44 45) 9 60 5056

Ihr Küchenspezialist I Goldenstedter Str. 12 I 49429 Visbek
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ARBEIT

Claudia Heine

Ende der Schweinerei?

Mit einem Verbot von Werkverträgen sollen sich die Zustände in Schlachthöfen verbessern

Es gibt Themen, da lässt sich schwer um den heißen Brei herumreden. Vielleicht auch, weil sie sich "gut" bebildern

lassen. Ein Blick in die Zerlegehalle eines Fleischkonzerns und man weiß: Das ist im wahrsten Wortsinn ein Knochenjob.

Ein Blick in die Unterkünfte vieler Werkvertragsmitarbeiter und man weiß: So will man eigentlich nicht wohnen. Und

dann kommt noch das Kleingedruckte: In der Zerlegehalle gibt es keine Uhr und erst recht keine Erfassung der

Arbeitszeit, die nicht selten zwölf Stunden beträgt und für einen Schlafplatz in den Wohnungen müssen die

Werkvertragsbeschäftigten mehrere hundert Euro vom eh schon geringen Lohn an den Subunternehmer abgeben. Jetzt

kann jeder wissen, dass es an diesen Zuständen nichts zu beschönigen gibt.

Darüber herrschte zwar schon 2017 Einigkeit im Bundestag, als das GSA-Fleisch (siehe Beitrag unten) beschlossen

wurde. Aber in der vergangenen Woche waren nahezu klassenkämpferische Töne im Plenum zu vernehmen, von

"Ausbeutung", "frühkapitalistischen Zuständen" und "moderner Sklaverei" war mehrfach die Rede. Auch die FDP als stets

treue Verteidigerin des freien Marktes gesellte sich zu den Empörten, um dann aber doch, ganz zurückhaltend, gegen

ein gesetzliches Verbot von Werkverträgen zu argumentieren.

Den Anlass zur Debatte gaben zwei Anträge von Grünen und Linken (19/20189; 19/19551), die diese wiederum als

Reaktion auf den Corona-Skandal des Fleischkonzerns Tönnies vorlegten. Mitte Juni waren in einer Fabrik in Nordrhein-

Westfalen die ersten Infektionen bei Beschäftigten festgestellt worden, deren Zahl schnell auf mehr als 1.400 anstieg.

Die Folge war ein erneuter Lockdown für die Landkreise Gütersloh und Warendorf. Schnell verhängten andere

Bundesländer Einreisestopps für Bewohner dieser Landkreise. Grüne und Linke fordern in den Anträgen nicht nur einen

besseren Gesundheits- und Arbeitsschutz für Schlachthof-Mitarbeiter. Sie verlangen auch ein Verbot von

Werkverträgen für den Kernbereich des Schlachtbetriebs.

Gesetzentwurf im Juli Letzteres hat sich auch Bundesarbeits- und Sozialminister Hubertus Heil (SPD) auf die Fahnen

geschrieben und angekündigt, im Juli einen entsprechenden Gesetzentwurf dazu vorlegen zu wollen. In der Debatte ließ

er keinen Zweifel an der Ernsthaftigkeit seines Vorhabens aufkommen, Werkverträge und Leiharbeit im Kernbereich der

Fleischwirtschaft verbieten zu wollen. "Ich werde mich nicht davon abbringen lassen. Wichtig ist, dass dieses Parlament

jetzt gemeinschaftlich handelt und dafür stehe ich als Minister", betonte Heil.

Die Dringlichkeit des Problems untermauern sollte offenbar die Anwesenheit seines Ministerkollegen aus Nordrhein-

Westfalen, Karl-Josef Laumann (CDU). Seine Äußerungen ließen an Deutlichkeit ebenfalls nichts zu wünschen übrig: Er

bezeichnete die Vorgänge in den Fleischfabriken als "organisierte Verantwortungslosigkeit." Mit Hilfe von Werkverträgen

hätten es die Unternehmen geschafft, jegliche Form der betrieblichen Mitbestimmung abzuschaffen. "Wer da von

Einzelfällen redet, der verkennt die Realität der Branche", sagte Laumann. Uwe Schummer (CDU) ergänzte: "So erodiert

die klassische Beziehung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Diese Werkverträge zerstören das reguläre, legale

und abgesicherte Arbeitsverhältnis."

Jutta Krellmann (Die Linke) allerdings warf den Regierungsfraktionen vor, die Zustände in den Schlachthöfen lange zu

kennen. "Durch konsequentes Handeln wäre die Katastrophe vermeidbar gewesen." Man dürfe Arbeitsschutz und
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ProPlanta, das Informationszentrum 
für die Landwirtschaft 
24.08.2020 | 00:04 | Arbeits- und 
Lebensbedingungen  

Regierungspläne für 
Schlachthof-Mitarbeiter 
ernten Kritik 

Hannover - Im Streit um 
bessere Arbeits- und 
Lebensbedingungen für 
Schlachthof-Beschäftigte aus 
Osteuropa haben 
Gewerkschaften und Kirchen 
die Pläne der Bundesregierung 
als unzureichend kritisiert. 
 
Nach der Häufung von Corona-
Fällen in Fleischbetrieben hat die 
Bundesregierung vor kurzem 
schärfere Regeln für die Branche auf 
den Weg gebracht. Doch dass 
dadurch die Arbeits-und 
Wohnsituation von Beschäftigten 
aus Osteuropa verbessert wird, 
bezweifeln Kritiker. (c) proplanta 
 
Die Unterbringung der Menschen 
werde mit dem kürzlich 

  

OV, 27.08.2020

ProPlanta, 24.08.2020

Deutschlandradio, 23.8.2020 

Schlachthof-MitarbeiterKritik an Plänen 
der Bundesregierung 
 

 
Fleischverarbeitung in einem Schlachtbetrieb (imago/Westend61) 

Gewerkschaften und Kirchen haben die Pläne der Bundesregierung für bessere Arbeits- und 
Lebensbedingungen von Schlachthof-Beschäftigten als unzureichend kritisiert. 

Der Gesetzentwurf verbessere die Unterbringung vor allem der meist aus Osteuropa 
stammenden Menschen nicht, heißt es in einer in Hannover abgegebenen gemeinsamen 
Erklärung des „Initiativkreises Fleischindustrie“. Vielmehr werde das Gegenteil erreicht, weil 
der Gesetzentwurf die Kopplung von Wohnen und Arbeiten legitimiere. Wer seine Arbeit 
verliere, sei dann auch obdachlos. 
 
Nach der Häufung von Corona-Fällen hatte die Bundesregierung Ende Juli schärfere Regeln 
für die Fleischindustrie auf den Weg gebracht. Vorgesehen ist ein Verbot von Werkverträgen 
und Leiharbeit in der Branche. Schlachten, Zerlegen und Verarbeiten sollen in der 
Fleischwirtschaft ab dem nächsten Jahr nicht mehr von betriebsfremden Beschäftigten 
ausgeführt werden dürfen. Außerdem soll es Vorgaben für die Gemeinschaftsunterkünfte 
geben. 
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Hannoversche Allgemeine Zeitung, 24.8.20 
 
Kritik an Plänen aus Berlin für Schlachthof-Mitarbeiter 
Kirchen, Sozialverbände und Gewerkschaften: Prekäre Unterbringung der Menschen wird nicht 
verbessert – im Gegenteil drohe Obdachlosigkeit 
Von Sigrun Stock 
Hannover. Im Streit um bessere Bedingungen für Schlachthof-Beschäftigte aus Osteuropa haben 
Gewerkschaften und Kirchen die Pläne der Bundesregierung als unzureichend kritisiert. Die 
Unterbringung der Menschen werde mit dem kürzlich vorgestellten Gesetzentwurf nicht verbessert, 
stattdessen werde das Gegenteil erreicht, hieß es in einer am Sonntag veröffentlichten Erklärung in 
Hannover. 
Treffen in Hannover 
„Zum ersten Mal wird eine zeitliche Kopplung von Arbeiten und Wohnen legitimiert: Wer seinen 
Arbeitsplatz verliert, wird aus der Unterkunft gewiesen, landet obdachlos auf der Straße“, kritisierten 
rund 30 Vertreter von Sozialverbänden, DGB und Kirchen nach einem Austausch in Hannover. Die 
Teilnehmer aus Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein und Hamburg setzen sich 
seit Langem für die Rechte von Werkvertragsbeschäftigten in der Fleischindustrie ein. 
Nach der Häufung von Corona-Fällen in Fleischbetrieben hatte die Bundesregierung Ende Juli 
schärfere Regeln für die Branche auf den Weg gebracht. Geplant ist ein Verbot von Werkverträgen 
und Leiharbeit in der Branche. Schlachten, Zerlegen und Verarbeiten sollen in der Fleischwirtschaft 
ab dem nächsten Jahr nicht mehr von betriebsfremden Beschäftigten ausgeführt werden dürfen. Mit 
dem Vorhaben sollen die Arbeitsbedingungen verbessert werden. Durch die vielen Corona-
Infektionen in Fleischbetrieben waren diese im Sommer wieder stärker in den Fokus gerückt. Das 
Gesetzespaket muss aber noch den Bundestag und den Bundesrat passieren. 
Horrende Mietpreise 
In der Erklärung von Gewerkschaftern und Kirchen hieß es am Sonntag: „Wir fordern die 
Bundestagsabgeordneten dringend auf, den horrenden Bettpreisen von in der Regel 300 bis 400 Euro 
im Monat durch einen Kostendeckel endlich einen Riegel vorzuschieben.“ Dies sei für die 
Beschäftigten, aber auch für andere Einwohner einer Gemeinde nötig, denn sonst stiegen die 
Mietpreise für alle. Es sei auch nicht vernünftig, ein Gesetz zur Unterbringung zu beschließen und die 
Standards dafür erst im Nachhinein zu entwickeln. „Das ist fahrlässig.“ 
Die Gewerkschaften befürchten, dass es Konzernen der Fleischindustrie gelingt, das geplante Gesetz 
vorab noch so zu beeinflussen, dass sie strengere Vorgaben umgehen können. „Leiharbeit darf in 
dieser Branche nicht mehr stattfinden. Viele Subunternehmen, die Menschen in Werkverträgen 
drangsalieren, zusammenpferchen, ausbeuten, sind auch als Leiharbeitsunternehmen zugelassen“, 
kritisierten die Verbände. Künftig müsse gelten, dass es auf einem Betriebsgelände auch nur einen 
Betrieb und eine Stammbelegschaft gebe. (HAZ Mo) 
 
Hannoversche Neue Presse, 24.8.20 
„Wir brauchen Kontrollen“ 
Werkvertragsverbot in der Fleischindustrie: Fachleute zweifeln, ob sich die Situation wirklich 
verbessert. 
Von Mandy Sarti 
Hannover. Schon lange steht die Fleischindustrie wegen ihrer Arbeitsbedingungen in der Kritik. Die 
Corona-Pandemie hat die Missstände aber noch einmal deutlicher gemacht und dafür gesorgt, dass 
eine Veränderung ins Rollen kommt. Die Bundesregierung verbietet ab 2021 Werkverträge in der 
Branche. Fleischbetriebe dürfen dann nur noch ihre eigenen Mitarbeiter beschäftigen. Doch kann das 
wirklich etwas an den Strukturen verändern? Über die Frage diskutierten Vertreter aus Wissenschaft, 
Gewerkschaften und Institutionen. 
„Viele von uns haben schon nicht mehr daran geglaubt, dass eine Bundesregierung bereit ist, 
Werkverträge und Leiharbeit in der Fleischbranche zu verbieten und eine Inhaberverantwortung zu 
verlangen. Viel zu lange mussten die in Werkverträgen Arbeitenden auf klare Konsequenzen aus den 

HAZ, 24.08.2020

50 | Pressespiegel 2020 

Verbot von Werkverträgen: Kirchen und Gewerkschaften kritisieren Gese... https://www.lebensmittelzeitung.net/politik/Verbot-von-Werkvertraegen-...

1 von 2 25.08.2020, 12:29

SHZ, 24.08.2020

Lebensmittelzeitung, 24.08.2020

Pressespiegel 2020 | 51



NDR 1 Niedersachsen, 23.8., 16.15 Uhr 

Scharfe Kritik an Gesetz für 
Fleischindustrie 
 
 
Das geplante Gesetz sei unzureichend, sagen Kritiker. (Themenbild)  

Ein Gesetzentwurf der Bundesregierung zu Arbeitsbedingungen in der Fleischindustrie stößt 
auf Kritik. Rund 30 Vertreter von Sozialverbänden, Kirchen und dem Deutschen 
Gewerkschaftsbund (DGB) aus Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg und Nordrhein-
Westfalen haben am Sonntag eine entsprechende Erklärung veröffentlicht. Die Pläne seien 
unzureichend, heißt es dort. Die Unterbringung von Mitarbeitenden in Fleischbetrieben werde 
durch das geplante Gesetz nicht verbessert - vielmehr sei das Gegenteil der Fall. 

"Wer den Arbeitsplatz verliert, landet auf der Straße" 

"Hier droht ein rechtsfreier Raum, wenn nicht mindestens auf die geltenden, ohnehin viel zu 
geringen Belegungs- und Qualitätsstandards im Arbeitsstättenrecht verwiesen wird", heißt es 
in der Erklärung des "Initiativkreises Fleischindustrie". Die im Arbeitsstättenrecht definierten 
Mindeststandards dürften nicht unterboten werden. "Zum ersten Mal wird eine zeitliche 
Kopplung von Arbeiten und Wohnen legitimiert", schreibt der "Initiativkreis" weiter. "Wer 
seinen Arbeitsplatz verliert, wird aus der Unterkunft gewiesen, landet obdachlos auf der 
Straße." Die Bundestagsabgeordneten würden zudem aufgefordert, "den horrenden 
Bettpreisen von in der Regel 300 bis 400 Euro im Monat durch einen Kostendeckel endlich 
einen Riegel vorzuschieben." 

Keine Werkverträge, mehr Kontrollen 

Ende Juli hatte die Bundesregierung schärfere Regeln für die Branche auf den Weg gebracht. 
Auslöser waren Coronavirus-Ausbrüche in mehreren Unternehmen. Großschlachtereien sollen 
künftig bei Schlachtung, Zerlegung und Fleischverarbeitung keine Fremdarbeiter mehr 
einsetzen dürfen, dazu sollen Werkverträge und Leiharbeit vom kommenden Jahr an verboten 
werden. Ausgenommen sind Betriebe mit weniger als 50 Beschäftigten. Auch eine digitale 
Arbeitszeiterfassung ist vorgesehen, ebenso mehr Kontrollen. Dabei geht es den Plänen 
zufolge darum, dass nicht weniger als der Mindestlohn gezahlt wird, aber auch um Qualität 
und Überprüfung von Gemeinschaftsunterkünften. 

Einfluss der Fleischkonzerne? 

Eine Befürchtung der Verbände: Die Fleischkonzerne könnten das geplante Gesetz vorab 
beeinflussen, sodass sie strengere Vorgaben umgehen können. "Leiharbeit darf in dieser 
Branche nicht mehr stattfinden", so die Forderung. Künftig dürfe es auf einem 
Betriebsgelände auch nur einen Betrieb und eine Stammbelegschaft geben. 
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Kritik an Plänen der Bundesregierung
Kirchen und Gewerkschaften gehen die Reformen für Schlachthof-Mitarbeiter nicht weit genug

Hannover (dpa) Im Streit um
bessere Arbeits- und Lebensbe-
dingungen für Schlachthof-Be-
schäftigte aus Osteuropa haben
Gewerkschaften und Kirchen
die Pläne der Bundesregierung
als unzureichend kritisiert. Die
Unterbringung der Menschen
werde mit dem kürzlich vorge-
stellten Gesetzentwurf nicht
verbessert, stattdessen werde
das Gegenteil erreicht, hieß es
in einer am Sonntag veröffent-
lichten Erklärung.

„Zum ersten Mal wird eine
zeitliche Kopplung von Arbei-
ten und Wohnen legitimiert:
Wer seinen Arbeitsplatz ver-
liert, wird aus der Unterkunft
gewiesen, landet obdachlos auf
der Straße“, kritisierten rund
30 Vertreter von Sozialverbän-
den, DGB und Kirchen nach ei-
nem Austausch in Hannover.

Nach der Häufung von Coro-
na-Fällen in Fleischbetrieben
hatte die Bundesregierung Ende
Juli schärfere Regeln für die
Branche auf den Weg gebracht.
Geplant ist ein Verbot von
Werkverträgen und Leiharbeit

in der Branche. Schlachten, Zer-
legen und Verarbeiten sollen in
der Fleischwirtschaft ab dem
nächsten Jahr nicht mehr von
betriebsfremden Beschäftigten
ausgeführt werden dürfen.

In der Erklärung von Ge-
werkschaftern und Kirchen
hieß es am Sonntag: „Wir for-
dern die Bundestagsabgeordne-
ten dringend auf, den horren-
den Bettpreisen von in der Re-

gel 300 bis 400 Euro im Monat
durch einen Kostendeckel end-
lich einen Riegel vor zu schie-
ben.“

Die Gewerkschaften be-
fürchten, dass es Konzernen

Die Bundesregierung will vor allem Erreichen, dass Mitarbeiter in Schlachthöfen künftig anders untergebracht
werden. Foto: Assanimoghaddam

Spiegel-online, 24.8.20 

Kritik an Gesetzentwurf Bündnis fürchtet 
Verschlechterungen für Fleischarbeiter  
Der Staat will die Arbeits- und Wohnsituation in der Fleischbranche verbessern. Doch 
Gewerkschaften und Kirchen sorgen sich, dass mit dem Gesetzentwurf entlassene Arbeiter 
obdachlos werden könnten.  
24.08.2020, 12.39 Uhr  
 

Die Bundesregierung will per Gesetz dafür sorgen, dass sich die viel kritisierten 
Arbeitsbedingungen in der Fleischindustrie ändern. Doch rund 30 Vertreter von 
Sozialverbänden, DGB und Kirchen haben den aktuellen Gesetzentwurf in einer 
gemeinsamen Erklärung als unzureichend kritisiert. Die Unterbringung der Arbeiterinnen und 
Arbeiter, die häufig aus Osteuropa stammen, werde nicht verbessert, hieß es. 

Denn der Gesetzentwurf sehe eine zeitliche Kopplung von Arbeiten und Wohnen vor, 
behaupten die Unterzeichner der Erklärung. Das sei fatal: "Wer seinen Arbeitsplatz verliert, 
wird aus der Unterkunft gewiesen, landet obdachlos auf der Straße", fürchtete das Bündnis 
"Initiativkreis Fleischindustrie". 

Dem Zusammenschluss gehören unter anderem Vertreter des Deutschen Gewerkschaftsbunds 
(DGB), der Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten (NGG), der Sozialverbände und der 
Nordkirche an. 

Tönnies will Wohnungen bauen 

Nach massiven Corona-Ausbrüchen in Schlachthöfen, wie bei Tönnies oder Westfleisch, hatte 
das Bundeskabinett Ende Juli einen Gesetzentwurf zum Verbot von Werkverträgen und 
Leiharbeit in der Fleischindustrie auf den Weg gebracht. 

Das Schlachten, Zerlegen und Verarbeiten soll in der Fleischwirtschaft ab dem kommenden 
Jahr nicht mehr von betriebsfremden Beschäftigten ausgeführt werden dürfen. So sollen die 
Arbeitsbedingungen verbessert werden. 

 
Spiegel online, 24.08.2020
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